
Pur die Amtliche Sammlung!

Gesetzs 
Hechtssatzs

BGB. §§ 249, 825 (Haftung für Neuroseschäden)
Der Schädiger hat grundsätzlich auch Beein*** 
trächtigungen zu ersetzen, die auf einer durch 
die Körperverletzung ausgelösten seelischen 
Störung des Betroffenen beruhen«
Die Haftung findet jedoch ihre Grenze, wenn die 
seelische Störung erst durch die - wenn auch 
unbewußte - Begehrensvorstellung nach einer 
Lebenssicherung oder die Ausnutzung einer ver- 
meintlichen Rechtsposition ihr Gepräge erhält 
und der Unfall zum Anlaß genommen wird, den 
Schwierigkeiten des Arbeitslebens auszuweichen«

Aktenzeichens VI ZR 352/54 
Urto des BGH v. 29. februar 1956 OLG Hamm / Westf,



VI ZR 352/54
V e r k ü n d e t
am 29o Februar 1956 

Malessa, Justizsekre­
tär als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

desMaschine ers Walter J| 
traßeflHk

in Gl

Klägers, Berufungsklägers und Revisionsklägers, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen
GflBstraßedievertreten durch

__AG in
ren Vors tarn*,

Beklagte, Berufungsbeklagte Und Revisionsbeklagte, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 28. Februar 1956 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Prof.Br. Meiß und der Bundes­
richter Br. Engels, Br. Gelhaar, Br. Hauß und Erbel

für Recht erkannt:

Bie Revision des Klägers gegen das Urteil 
des 9. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Hamm /Westf. vom 13. Oktober 1954 wird zurückge­
wiesen.

Bie Kosten der Revision werden dem Kläger 
auferlegt.

Von Rechts wegen



Tatbestand s

Der am 1911 geborene Kläger hatte bereits im
Alter von 12 Jahren, dadurch einen Schädelbruch erlitten, 
daß ihm mit einer Kanne auf den Kopf geschlagen wurde. Am 
2, April 1940 fuhr er mit einem Kraftrad in der Dunkelheit 
auf die Zechenbahn der Beklagten auf, wobei er eine Kopf­
verletzung an der rechten Stirnseite und eine Gehirnerschüt­
terung davon trug. Durch rechtskräftiges Urteil ist festge- 
stellt worden, daß die Beklagte dem Kläger drei Vierte. 
seines Schadens zu ersetzen hat. Bis zum 31* Dezember 
hat die Beklagte dem Kläger Rentenzahlungen geleistet.

Der Kläger erstrebt mit der Behauptung, er sei durch 
den Unfall auf die Dauer erwerbsunfähig geworden, die Ver­
urteilung der Beklagten zur Zahlung einer Geldrente von mo­
natlich 300 DM ab 1. Januar 1950 bis zur Vollendung seines 
65- Lebensjahres. Ferner fordert er von der Beklagten die 
Zahlung eines Betrages.von 188,25 DM, die er für Anfertigung 
einer Zahnprothese und ärztliche Behandlung ausgegeben haben 
will.

Die Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten. Sie 
behauptet, die Unfallfolgen seien längst abgeklungen, ins­
besondere sei der Kläger in seiner Erwerbsfähigkeit nicht 
mehr beschränkt.

Landgericht und Oberlandesgericht haben die Klage 
abgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Kläger seine 
Klageanträge weiter. Die Beklagte bittet um Zurückweisung 
der Revision.
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Entscheidungsgründe:

]- Das Berufungsgericht hat sich dem eingehend begrün­
deten Gutachten des Obermedizinalrates Prof.Dr. Korbsch aus 
Gütersloh angeschlossen, das auf Grund einer längeren statio­
nären Untersuchung des Klägers im Westfälischen Neurologi­
schen Krankenhaus erstattet worden ist. Nach dem Inhalt dieses 
Gutachtens liegt bei dem Kläger ein organisch-neurologischer 
Befund nicht vor. Es sei, so führt der Gutachter weiter aus, 
auch keine Antriebsschwäche oder eine verlangsamte seelische 
Reaktionsweise festzustellen. Fühle der Kläger sich unbeob­
achtet, so sei sein Verhalten geordnet. Wenn es dagegen um 
die Verfolgung der geltend gemachten Ansprüche gehe, insbe­
sondere aber bei der ärztlichen Begutachtung, sperre sich 
der Kläger nicht nur gegen jede bessere Einsicht, sondern 
auch gegen eine objektive medizinische Befundaufnahme. Der 
Kläger mache alsdann den Eindruck einer Verblödung, wobei sein 
pseudomentes Verhalten an Simulation angrenze. Sein Zustand 
sei durch eine psychische Fixierung der durch den Unfall aus­
gelösten und überbewerteten Begehrensvorstellungen und die 
zu psychogener Reaktionsweise neigende labile Veranlagung 
zu erklären. Das Vorliegen eines auf der Hirnverletzung be­
ruhenden Verblödungsprozesses sei mit Sicherheit auszuschließen, 
dagegen lägen alle typischen Merkmale des sogenannten Gan- 
serschen Syndroms vor. Nur dadurch, daß dem Kläger bedeutet 
werde, daß seinen Ansprüchen eine Grenze gesetzt sei, könne 
es ihm möglich gemacht werden, sich selbst wieder zu finden 
und eine geordnete Arbeit aufzunehmen.

2. Die Revision bemängelt zu Unrecht, das Berufungs­
gericht habe die Beweismöglichkeiten nicht erschöpft und die 
Beweisaufnahme unzureichend gewürdigt.
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a) Das Berufungsgericht hat zu den zahlreichen Gut­
achten, die bereits vorher über den Kläger erstattet waren, 
eingehend Stellung genommen» Das gilt besonders von dem Gut­
achten der Prof.Dr. Tönnis und Dr. Zülch, die übrigens eben­
falls der Auffassung waren, daß bei den Beschwerden, des Klä­
gers eine grob psychoigenei\ Reaktion mit einem deutlichen 
Ansatz zu rentenneurotischer Einstellung eine wesentliche Rolle 
spiele. Wenn Prof.Dr. Korbsch zu einem anderen Ergebnis ge-- 
kommen ist als die Prof.Dr. Tönnis und Dr. Zülch, so war das 
im wesentlichen dadurch bedingt, daß Prof.Dr. Korbsch auf 
Grund einer längeren Beobachtung des Klägers gerade die Fest­
stellungen über Antriebsschwäche, Verlangsamung, Leistungs­
knick und Geruchsverlust nicht zugrunde legen konnte, die für 
die Vorgutachter entscheidend ins Gewicht fielen. Es stand
dem Berufungsgericht im Rahmen seiner Beweiswürdigung frei,

* dem Gutachten des Prof.Dr. Korbsch den Vorzug zu geben. Ent­
gegen der Ansicht der Revision liegt kein Anhaltspunkt dafür 
vor, daß das Berufungsgericht den aufgenommenen hirnelektri­
schen Befund des Klägers bei der Beweiswürdigung übersehen 
hat. Darauf, daß-’für die Beurteilung des Klägers letztlich 
die psychiatrische Untersuchung entscheidend sei, hatte im 
übrigen gerade das vom Kläger beigebrachte Privatgutachten 
des Dr. Brosig hingewiesen.

b) Es bestand für das Berufungsgericht kein Anlaß, den 
Beanstandungen des Klägers gegen die Art und Weise nachzu­
gehen, wie der Gutachter Prof.Dr. Korbsch zu seinem niederge­
legten Befund über das Verhalten des Klägers während seines 
Aufenthalts im Westfälischen Neurologischen Krankenhaus ge­
kommen war. Der Gutachter war im Rahmen des gestellten Auf­
trags berechtigt, auch Beobachtungen des Pflegepersonals zu 
verwerten. Einen Beweis dafür, daß die im Gutachten mitgeteil­
ten Beobachtungen unrichtig sind, hat der Kläger nicht ange­
treten. Das Berufungsgericht hatte unter dem Gesichtspunkt



- 5 -

des § 139 ZPO nicht die Verpflichtung, solche Beweisantritte 
anzuregen.

c) Nachdem der gerichtliche Gutachter in Übereinstim­
mung mit dem vom Kläger überreichten Privatgutachten des Dr. 
Brosig den Standpunkt vertreten hatte, weitere Hirnunter­
suchungen des Klägers seien nicht erforderlich und könnten 
sich sogar schädlich auswirken, hatte das Berufungsgericht 
entgegen der Meinung der Revision keinen Anlaß, solche Un­
tersuchungen anzuregen.

3, Ist also gegen die verfahrensmäßige Behandlung 
der Sache nichts zu erinnern, so fragt es sich, ob das Beru­
fungsgericht mit Recht auf Grund seiner Peststellüngen und 
der von ihm zugrunde gelegten Ausführungen des Sachverständi­
gen Prof.Dr. Korbsch die Schadensersatzansprüche des Klägers 
abgewiesen hat. Die Revision verneint das, indem sie auf die 
bekannte Rechtsprechung des Reichsgerichts zur sogenannten 
Unfallneurose verweist. Sie meint, der ursächliche Zusammen­
hang mit dem Unfall vom 2. April 1940 und dem zwar renten­
neurotischen, aber doch die Arbeits- und Widerstandskraft 
des Klägers lähmenden Zustand habe nach dieser Rechtsprechung 
nicht verneint werden dürfen.

Der Revision ist zuzugeben, daß das Reichsgericht im 
Gegensatz zum früheren Reichsversicherungsamt (Entscheidung 
vom 24. September 1926, Entsch. und Mitt. des RVA 1927, 99) 
grundsätzlich auch dann einen ursächlichen Zusammenhang ange­
nommen hat, wenn der Unfall eine Person betraf, die auf Grund 
einer neurotisch 'labilen Veranlagung den sich ihr aufdrängen­
den Zweck- und Begehrensvorstellungen nicht den erforderlichen 
Widerstand entgegenzubringen vermochte und die hierdurch in 
ihrer Arbeitsfähigkeit beeinträchtigt war. Insbesondere hat 
das Reichsgericht immer wieder betont, es gehe nicht an, die
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Schadeneersatzpflicht auf körperlich feststellbare Schäden 
zu beschränken und durch den Unfall ausgelöste Störungen 
nervöser oder seelischer Art deshalb von der Schadensersatz­
pflicht auszunehmen, weil sie auf einer besonderen Veranlagung 
des Geschädigten beruhten. Wer einen gesundheitlich schon 
geschwächten Menschen verletzt habe, könne nicht verlangen, 
so gestellt zu werden, als wenn der Betroffene gesund gewesen 
wäre. Ob eine bereits gegebene gesundheitliche Beeinträch­
tigung auf einem körperlichen Mangel oder auf einer in der 
Persönlichkeitsstruktur liegenden seelischen Anfälligkeit 
beruhe, mache rechtlich keinen Unterschied (RGZ 151, 279;
155, 37; 159, 257; 169, 117; «TW 1936, 1556; JW 1938, 105; 
SeuffArch 95, 23),

Von medizinischer Seite wurde dieser Standpunkt durch­
weg bekämpft, wobei die Auseinandersetzung dadurch wesentlich 
erschwert war, daß der Betrachtungsweise ein verschiedener 
Ursachenbegriff zugrunde gelegt wurde. Das Reichsgericht hielt 
gegenüber diesen Angriffen und der geänderten Rechtsprechung 
im Gebiet des Sozialversicherungsrechts an seiner Auffassung 
fest und wies insbesondere darauf hin, daß der Richter über ' 
das Bestehen eines ursächlichen Zusammenhangs nach rechtli- . 
chen Gesichtspunkten entscheiden müsse. Immerhin hat auch 
das Reichsgericht in besonderen Fällen eine Verneinung der 
&ntschädigurtg£pflicht gebilligt (RGZ 103, 144; 108, 225) und 
in seiner Entscheidung DR 1942, 799 eine deutliche Tendenz 
zu einer Haftungseinschränkung unter dem Gesichtspunkt des 
"bloß äußeren ZusammenhangsM zwischen Unfall und neurotischem 
Zustand erkennen lassen. Ferner ist vom Reichsgericht unter 
dem Gesichtspunkt des § 254 BGB versucht worden, einer allzu 
weit gespannten Haftung entgegenzutreten. Der erkennende 
Senat hat in seinem Urteil vom 8. Juli 1953 - VI ZR 137/52 =
IM Nr 2 zu § 249 (B b) BGB der reichsgerichtlichen Rechtspre­
chung grundsätzlich zugestimmt und die Möglichkeit bejaht,
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daß zwischen einem Unfall und einer durch ihn auagelösten 
"Psychoreaktion" ein adäquater ursächlicher Zusammenhang 
bestehen könne«

Einer erneuten Stellungnahme zu dem Problem bedürfte 
es nicht, wenn bei dem Kläger eindeutig eine bewußte Vor­
täuschung nicht bestehender Beschwerden festzustellen wäre« 
Einige Sätze des Berufungsurteils könnten in diesem Sinne 
zu verstehen sein. Jedoch lassen die Ausführungen des Beru­
fungsurteils im Zusammenhang mit dem Gutachten wohl nur den 
Schluß zu, daß das Verhalten des Klägers zwar an Simulation 
und bewußter Aggravation angrenze, aber entscheidend doch 
dadurch charakterisiert sei, daß der seelisch labile Kläger . 
unter dem Einfluß von Wunsch- und Zweckvorstellungen das 
Bestehen eines Unfallschadens psychisch fixiert habe und in 
dieser Fixierung befangen sei. Für das von dem Gutachter an­
genommene Gansersche Syndrom ist nach Bumke (Lehrbuch der 
Geisteskrankheiten, 1948 S 172) der fließende Übergang von 
willkürlichen und zwangsmäßigen Leistungen gerade kennzeich- .

r

nend. Aus der Übersteigerung eines Affektes entsteht schließ­
lich ein der Pseudodemenz verwandter kindisch-psychotischer 
Zustand, in dem der Patient tzuletztverhaftet ■•bleibt*
Es läßt sich daher auch nicht ohne weiteres mit Hilfe des 
§ 254 BGB ein Schadensersatzanspruch ablehnen; denn die Be­
jahung eines Mitverschuldens wäre nur bei der Feststellung 
möglich, daß der Neurotiker in der Lage wäre, seinen Willen 
gemäß den Anforderungen seiner Situation zu steuern und * 
seinen Begehrensvorstellungen wirksam Widerstand entgegenzu­
setzen. Gerade daran fehlt es in einer den seelischen Zustand 
kennzeichnenden Weise bei denjenigen, die sich in einer 
neurotisch'verkrampften Haltung in die Vorstellung flüchten, 
sie seien krank und hätten daher einen Anspruch auf Sicher­
stellung ihrer Existenz gegen die Gemeinschaft oder einen 
Schuldigen (vgl hierzu die kritischen Bemerkungen von Wussow, 
Unfallhaftpflichtrecht 1954 S 51)»
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Der Senat hält daran fest, daß der Schädiger grund­
sätzlich auch die aus seelischer Reaktion des Betroffenen 
herrührenden Beeinträchtigungen zu entschädigen hat, wenn 
diese in adäquater Weise durch den Unfall verursacht sind*
Damit allein, daß eine bestimmte Verhaltensweise als psycho­
gene Reaktion gedeutet wird, kann der ursächliche Zusammen­
hang zwischen schadenstiftendem Ereignis und einem die Ar­
beite- und Widerstandskraft hemmenden Zustand noch nicht 
verneint werden« So sehr sich auch die Rechtsprechung mit 
den gewandelten Auffassungen der medizinischen und psycholo­
gischen Wissenschaft über das Wesen und die Entstehung neuro­
tischer Verhaltensweisen vertraut machen muß, darf doch nicht 
übersehen werden, daß die Präge des Ursachenzusammenhangs 
als Rechtsfrage entschieden werden muß und daß der rechtlichen 
Betrachtungsweise eine Auffassung fremd ist, die den Ursachen­
zusammenhang auf körperlich-organische Geschehnisse beschränkt. 
Wenn versucht worden ist, die Haftung für Heuroseschäden un­
ter dem Gesichtspunkt des "bloß äußeren Zusammenhangs" ein- 
zuengen, so vermag dieser Begriff einer sachgemäßen Abgren­
zung kaum zu dienen. Soll damit gesagt sein, die vorliegenden 
Beschwerden und Hemmungen würden mit einer sehr hohen Wahr­
scheinlichkeit in gleicher Weise auch ohne den Unfall ein­
getreten sein, so kann der Richter bei der ihm durch § 287 
ZPO verliehenen besonders freien Stellung in der Würdigung 
seiner Erkenntnismittel, insbesondere der Ergebnisse ärzt­
licher Begutachtung, den Ursachenzusammenhang überhaupt 
verneinen« Muß aber zu Gunsten des Klägers davon ausgegangen 
werden, daß ohne das Unfallgeschehen eben der seelische Zu­
stand nicht vorliegen würde, der die Wiedereinführung des 
Klägers in das Arbeitsleben erschwert, so kann der ursäch­
liche Zusammenhang auch dann nicht verneint werden, wenn eine 
wesentliche Mitursache dieses Zustandes in der seelisch 
anfälligen Persönlichkeit des Klägers liegt«

Erweist sich somit der Versuch als untauglich, unter



ursächlicher Betrachtung zu einer Einschränkung der Haftung 
für FeuroseSchäden zu gelangen, so ist doch unter einem an­
deren Gesichtspunkt eine Haftungseinschränkung erforderlich0 
Wenn die Rechtsordnung.dem durch■eine Körperverletzung Be­
troffenen einen Anspruch auf Schadensausgleich gibt, so will 
sie diesem helfen und seine baldige Genesung tunlichst er­
leichtern» Diesem Sinn des Schadenersatzanspruches wider­
spräche es, wenn gerade durch die Tatsache, daß ein anderer 
Schadensersatz zu leisten hat, die Wiedereinführung in den 
s b zialen Le tens- und Pfl ich tenkr e is e r schwert c der gar unmö g- 
lieh gemacht"würde. Eben aus die sem Grunde wird durchweg von 
ärztlicher Seite darauf'hingewiesen,, die. Schadensersatzre- 
.gelühg„4 eri;Recht̂ sqb?dnün|j/;$ er Flucht
des Re n te nn e uro t ike r s vün;/d i eb;Kr aüicbi is ten
und;iseine;"infantile Regression! .'zu'unterstützen,.wodurch 
ihm vom Standpunkt. der menschlichen Würde, und vom Standpunkt 
ärztlicher Therapie der schlechteste Dienst/geleistet werde ./
(Eunice, aaO 8 232 5 Brun, Allgemeine Feuroseniehre,. 2° Auf!» 
1954, S 426; Hirschmahni.pie Begutachtung der fFeurosen- in /' 
Sozialversicherung, .1953 ,1128;'. von .Weizsäcker, /Soziale Krank­
heit undsoziale Gesundung, 1 9 5 5 4 4 ) »Führt die Begutachtung 
zu dem Ergebnis, daß das psydlsche Zustar.dsbild des Klägers, 
insTpesphäerelde atigke^^ das -./
wenn hUchiünbewnfr^
örscheine'ndenf/B$|an'ssicherung® an .eine
vorgestellte -Recht spos® Unfall
als Anlaß genommen'wird, den Schwiegigkeiten des-'Lebenskampfes 
auszuweichen/-,so/läßt. sich .billigerweise eine solche Folge 
nicht mehr dem Schädiger rechtlich zurechnen» Denn diesem 
kann nicht zugemutetwerden, zu.der Terf es t.igung ;eines Zustande 
ibeizutragen, der/letztlich der körperlichen, und seelischen ..
" Ge sundun|;;(b|e s/-Klägir sfablfäg^ muß
Ansprüchen vor. Rechts- una Rentenneurotikern eine.Grenze 
gesetzt werden, die sich zwar nicht aus dem Fehler, eines
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ursächlichen Zusammenhangs, wohl aber aus dem Sinn des 
Schadensausgleichs und dem Gedanken der Billigkeit ableiten 
läßt. Ähnliche Erwägungen waren es auch, worauf der I. Zivil­
senat des Bundesgerichtshofs zutreffend hingewiesen hat 
(BGHZ 3, 261 [263])» die Rechtslehre und Rechtsprechung ver­
anlaßt haben, die Schadensersatzhafturg auf adäquate Böigen 
des schädigenden Ereignisses einzuschränken, obwohl das Gesetz 
eine solche Einschränkung nicht ausspricht. Soll eine Über- . 
Steigerung des Haftungsgrundsatzes vermieden werden, zu dem 
eine Würdigung unter bloß ursächlicher Betrachtungsweise 
führen würde, muß auch hier eine dem Sinn angemessener Scha­
denszurechnung entsprechende Einschränkung der Haftung erfol­
gen, wodurch zugleich einem berechtigten Anliegen der Sozial­
medizin Rechnung getragen wird.

Naturgemäß wird es nur bei einer besonders eingehenden 
und sorgfältigen Würdigung der Persönlichkeit des Klägers 
möglich sein, Art und Entstehung seiner neurotischen Verhal­
tensweise richtig zu beurteilen. Dabei wird es insbesondere 
darauf ankommen, jene durch die Schwere des Unfalls, den er­
littenen Schrecken oder die Eingriffe der ärztlichen Behand­
lung ausgelösten seelischen Störungen von denen abzugrenzen, 
die erst durch die sich an den Unfall und die dadurch erlangte 
Rechtsposition anknüpfenden Begehrensvorstellungen ihr Gepräge 
erhalten (vgl Brun, aaO S 425; Zweng in Sozialversicherung 
1954, 36). Bei dieser Persönlichkeitserforschung kann der 
Nutzbarmachung der neueren situations- und psychotherapeuti­
schen Behandlungsmethoden besondere Bedeutung zukommen (vgl 
Schultz, Arzt und Neurose 1953; von Weizsäcker, Soziale Krank- ■ 
heit und soziale Gesundung 1955)«

4o Wenn auch das Berufungsgericht die entscheidenden 
Rechtsprobleme nicht in allem zutreffend erkannt hat, so 
reichen doch die getroffenen Feststellungen aus, um das Bestehen
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eines Anspruchs auf Ersatz eines Erwerbsschadens verneinen 
zu können. Der Kläger ist besonders eingehend unter Beobach­
tung bei stationärem Krankenhausaufenthalt untersucht worden. 
Sein Verhalten ist nicht etwa durch psychogene Überlagerung 
eines organischen Krankheitsgeschehens zu erklären, sondern 
dadurch gekennzeichnet, daß psychopathische Züge erst auftre­
ten, wenn es sich um die Beschäftigung mit dem »'Fall'’ und 
die Erreichung der vorgestellten Wünsche handelt. Nach der 
Auffassung des Gutachters kann der Zustand wirksam nur behoben 
werden, wenn sich der Kläger der Wirklichkeit des Lebens wieder 
stellen muß. Im einzelnen sind alle Merkmale einer Tendenz- 
und Rechtsneurose festgestellt worden, die nach den vorher 
dargelegten Grundsätzen nicht durch Anerkennung eines Rechts 
der Untätigkeit gefördert werden darf. Angesichts der ein­
deutigen Feststellungen war kein Raum für die Anwendung des 
§ 28? ZPO, dessen Nichtberticksichtigung die Revision insoweit 
zu Unrecht rügt. Das Berufungsgericht hat daher im Ergebnis 
zu Recht die Ansprüche des Klägers auf Ausgleich des geltend 
gemachten Erwerbsschadens verneint. Wenn das Berufungsgericht 
des weiteren auch den Klageantrag auf Erstattung der Kosten 
der Zahnprothese und einer Behandlungsrechnung abgewiesen hat, 
da es an dem ursächlichen Zusammenhang fehle, so ist auch 
insoweit ein Rechtsfehler nicht ersichtlich.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Me iß Dr« Engels Dr. Gelhaar
Dr. Hauß . Erbel
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